
EDITORIAL
Liebe Leserin, lieber Leser! In der Presse – und sogar im Grundgesetz – werden sie immer noch als „un-

eheliche“ Kinder bezeichnet: Kinder, deren Eltern nicht miteinander verhei-
ratet sind.
Lange Zeit waren diese Kinder „Kinder zweiter Klasse“. So waren in Deutsch-
land bis zum 1. Januar 1998 Abstammung, Unterhalt, elterliche Sorge und
Umgangsrecht einschließlich der dazugehörigen verfahrensrechtlichen Fragen
für eheliche und nichteheliche Kinder unterschiedlich geregelt. Das BGB von
1900 hatte zwar das nichteheliche Kind immerhin der Mutter zugeordnet, ihr
aber nicht die elterliche Gewalt anvertraut. Diese oblag einem Amtsvormund,
der (erst) im Jahre 1970 durch den Amtspfleger ersetzt worden ist. Von der
umfassenden Amtsvormundschaft blieb für den Amtspfleger im Wesentlichen
der Bereich der Vater-Kind-Beziehung. Der Vater des nichtehelichen Kindes
war mit „seinem“ Kind nicht einmal verwandt und hatte lediglich die Rolle ei-
nes Zahlvaters. Es dauerte dann noch bis zum 1. Juli 1998, bis die Amtspfleg-
schaft durch die (freiwillige) Beistandschaft ersetzt worden ist. Zur gemeinsa-
men Sorge der (nicht miteinander verheirateten) Eltern hat der Gesetzgeber im
Mai 2013 – ausgelöst durch die Rechtsprechung des EuGH und des BVerfG –
die Rechtsgrundlagen erweitert.
Dabei sieht das Grundgesetz seit 1948 die Verpflichtung vor, den „unehe-
lichen Kindern“ durch die Gesetzgebung die gleichen Bedingungen für ihre
leibliche und seelische Entwicklung und ihre Stellung in der Gesellschaft zu
schaffen wie den ehelichen Kindern (Art. 6 Abs. 5 GG).
Die nichteheliche Geburt war (nicht nur) in Deutschland gesellschaftlich lan-
ge Zeit diskriminiert. Dem Konzept der (gesetzlichen) Amtsvormundschaft
lag die Vorstellung zugrunde, dass die Mutter – der Vater war gar nicht im
Blick – sittlich verwahrlost sei und deshalb der Staat für das Wohl des Kindes
sorgen müsste.
In der DDR war die Gleichstellung nichtehelicher und ehelicher Kinder schnel-
ler vorangeschritten. Diese gesellschaftspolitisch unterschiedliche Bewertung
nichtehelicher und ehelicher Kindschaft in Ost und West wirkt bis heute nach.
So kommen ein Vierteljahrhundert nach der deutschen Wiedervereinigung in
Ostdeutschland weiterhin deutlich mehr Kinder nichtehelich zur Welt als im
Westteil. Dies geht aus einer am 14. Juli veröffentlichten Auswertung des Köl-
ner Instituts der deutschen Wirtschaft (IW) hervor, das Daten des Statistischen
Bundesamts auf regionaler Ebene genauer auswertete. Dem IW-Bericht zufol-
ge kamen in Ostdeutschland 2014 mit durchschnittlich 58 Prozent etwa dop-
pelt so viele Kinder nichtehelich zur Welt wie im Westen, wo die Quote 29
Prozent betrug. Dabei machte sich der Trend in West- sowie Ostdeutschland
in gleichem Maß bemerkbar, in beiden Landesteilen stieg die Quote innerhalb
dieser 25 Jahre um jeweils etwa 20 Prozentpunkte. Da der Osten aber auf
sehr viel höherem Niveau startete, blieb eine Angleichung bislang aus. Damit
liegt Deutschland im europäischen Trend, wo der Anteil nichtehelicher Gebur-
ten sich seit den 90er Jahren von knapp 20 auf 40 Prozent erhöht hat.
Nachdem also die gesellschaftspolitische und inzwischen auch die kindschafts-
rechtliche Diskriminierung nichtehelicher Kinder (und ihrer Eltern) in Deutsch-
land weitgehend beseitigt ist, gilt es nun auch andere Formen der Ungleichbe-
handlung, z.B. im Steuerrecht in den Blick zu nehmen. Das Gleichstellungs-
gebot des Art. 6 Abs. 5 GG ist noch nicht in vollem Umfang erfüllt.

Ihr

Prof. Dr. Dr. h.c. Reinhard Wiesner
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